
 

 

Satzung Kulturbahnhof Leisnig e.V. 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „Kulturbahnhof Leisnig e.V.“ 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in 04703 Leisnig. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 

des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (§§ 51-68 AO). 

(2) Zweck des Vereins ist die Förderung von Bildung, Kunst und Kultur im Sinne der 

interkulturellen Verständigung und des Erhalts kultureller Vielfalt. Gemeinsame 

Projektarbeit dient darüber hinaus der Entwicklung von Selbstwert und Autonomie, 

Förderung von kreativen Fähigkeiten und sozial orientiertem Handeln. 

(3) Der Vereinszweck wird verwirklicht u.a. durch die Sanierung und Erhaltung des 

denkmalgeschützten Gebäudes Bahnhof Leisnig, Bahnhofstrasse 31, 04703 Leis-

nig, sowie seiner gemeinwohlorientierten Nutzung in den Bereichen Bildung, Kunst, 

Kultur. Der Vereinszweck wird verwirklicht insbesondere durch: 

a) die Sanierung des denkmalgeschützten Bahnhofsgebäudes. 

b) Organisation, Durchführung und Koordinierung von kulturellen Veranstaltungen 

und soziokulturellen Projekten. 

c) Das Bereitstellen von Räumen und Werkstätten für kulturelle Veranstaltungen 

und Aktivitäten. 

d) Das Schaffen eines Ortes für Begegnungen und informelles Lernen. 

e) Zusammenarbeit auf regionaler und internationaler Ebene mit Organisationen, 

Einrichtungen und Individuen, die ähnliche Ziele verfolgen oder auf diesem Ge-

biet tätig werden. 

f) Durchführung niedrigschwelliger Projekte und Bildungsangebote für alle Alters-

gruppen in den künstlerischen, kreativen und musischen Bereichen, sowie in 

den Bereichen Umweltschutz, Pädagogik, Bildung für nachhaltige Entwicklung 

und Integration. 

(4) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Ziele. Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig. Ehrenamtlich tätige 

Personen haben nur Anspruch auf Ersatz nachgewiesener Auslagen. Die Mitglie-

der des Vorstands können für ihren Arbeits- oder Zeitaufwand (pauschale) Vergü-

tungen erhalten. Der Umfang der Vergütungen darf nicht unangemessen hoch sein. 

Maßstab der Angemessenheit ist die gemeinnützige Zielsetzung des Vereins. 

(5) Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. 

(6) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütung, begünstigt werden.  



 

 

§ 3 Mitgliedschaft 

(1) Ordentliches Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person wer-

den, welche die Ziele des Vereins aktiv unterstützt.  

(2) Fördermitglieder haben das Recht zur Teilnahme an der Mitgliederversammlung, 

aber kein Stimmrecht. 

(3) Die Mitglieder unterstützen den Verein durch ihre Arbeitsleistung und durch regel-

mäßige finanzielle Beiträge. 

(4) Die Mitgliedschaft wird durch schriftliche Beitrittserklärung erworben, über deren 

Annahme der Vorstand entscheidet. Bei Minderjährigen ist die Beitrittserklärung 

auch von den/der gesetzlichen Vertreter/innen zu unterschreiben. 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung an den Vorstand und kann zum 

Ende eines jeden Monats erklärt werden. 

(3) Bei grobem Verstoß gegen die Vereinsinteressen können Mitglieder ausgeschlos-

sen werden. Der Antrag auf Ausschluss ist von mindestens ¼ der Mitglieder oder 

dem Vorstand zu stellen. Über den Ausschluss entscheidet die Mitgliederversamm-

lung ohne die Stimme der/des Auszuschließenden. 

§ 5 Organe 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 

§ 6 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere zuständig für: 

a) Änderungen der Satzung,  

b) die Auflösung des Vereins, 

c) die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstands, 

d) die Entgegennahme des Jahresberichts und die Entlastung des Vorstands, 

e) Ausschluss von Mitgliedern, 

f) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge.  

(2) Mindestens einmal im Jahr ist durch den Vorstand eine ordentliche Mitgliederver-

sammlung einzuberufen. Die Einberufung zur Mitgliederversammlung erfolgt in 

Textform unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen. Dabei sind 

wichtige Beschlussgegenstände mitzuteilen (Vorstandswahlen, Satzungsänderun-

gen, Auflösung).  Beschlussgegenstände, die erst am Tag der Mitgliederversamm-

lung beantragt werden, können von der Versammlungsleitung zugelassen werden. 



 

 

(3) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig unabhängig von der Zahl der anwe-

senden Mitglieder. Sie beschließt mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden 

ordentlichen Mitglieder. Fördermitglieder haben kein Stimmrecht. 

(4) Die Auflösung des Vereins kann nur beschlossen werden, wenn mindestens 3/4 

der stimmberechtigten Mitglieder anwesend oder vertreten sind.  

(5) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, 

wenn es das Interesse des Vereins erfordert oder wenn ein Viertel der Mitglieder 

dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. Soweit die 

Umstände dies zulassen, ist in diesem Fall eine Ladungsfrist von vier Wochen ein-

zuhalten und die Tagesordnung mit der Einladung bekannt zu geben. 

(6) Beschlüsse über eine Änderung der Satzung bedürfen der Mehrheit von drei Vier-

teln der anwesenden Mitglieder, der Beschluss über die Auflösung des Vereins be-

darf der Zustimmung aller Mitglieder. Die Stimmabgabe ist auch mittels einer Voll-

macht möglich (Beschränkung). 

(7) Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein 

Protokoll zu fertigen. Dieses ist vom Protokollführer und vom Versammlungsleiter 

zu unterschreiben und wird innerhalb von drei Wochen nach der protokollierten 

Mitgliederversammlung an die Mitglieder per E-Mail zugeschickt. 

(8) Die Mitgliederversammlung kann als reine Präsenzveranstaltung, als virtuelle Ver-

sammlung oder als Hybrid-Veranstaltung durchgeführt werden. Der Vorstand gibt 

die Form bei der Einladung bekannt. 

(9) Auch ohne Versammlung der Mitglieder ist ein Beschluss gültig, wenn min. 75% 

der Mitglieder ihre Zustimmung zu dem Beschluss schriftlich erklären. 

 

§ 7 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei bis zu vier Mitgliedern. Die Vorstands-

mitglieder vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich jeweils einzeln. 

 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Mitgliederversammlung für die 

Dauer von zwei Jahren einzeln gewählt. Auf Verlangen eines Mitglieds ist die Wahl 

geheim durchzuführen. 

 

(3) Der Vorstand hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen, einschließlich 

der Aufstellung der Tagesordnung 

b) die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung 

c) die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung des Jahresberichts 

d) die Aufnahme neuer Mitglieder 



 

 

(4) Nur Mitglieder des Vereins können auch Mitglieder des Vorstands sein; endet die 

Mitgliedschaft im Verein, endet auch die Mitgliedschaft im Vorstand. 

 

(5) Die Wiederwahl oder die vorzeitige Abberufung eines Vorstandsmitglieds durch die 

Mitgliederversammlung sind zulässig. Ein Vorstandsmitglied bleibt nach Ablauf der 

regulären Amtszeit bis zur Neuwahl des Vorstandes im Amt. Scheidet ein Mitglied 

vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden Vorstandsmitglieder be-

rechtigt, ein anderes Mitglied des Vereins bis zur Wahl des neuen Vorstands in den 

Vorstand zu berufen. 

 

(6) Die Tätigkeit des Vorstands ist ehrenamtlich. 

 

§ 8 Auflösung 

1) Zweckänderungen und Vereinsauflösung können nur in einer außerordentlichen 

Mitgliederversammlung beschlossen werden. Zu dieser muss mindestens 4 Wochen 

unter Bekanntgabe der Tagespunkt Themen eingeladen werden. Diese ist beschluss-

fähig, wenn mindestens 3/4 der stimmberechtigten Mitglieder anwesend oder vertreten 

sind. 

2) Wenn die Mitgliederversammlung die Auflösung des Vereins beschließt, ist zugleich 

darüber Beschluss zu fassen, wer die Auflösung durchzuführen hat. Sonst erfolgt die 

Auflösung durch den Vorstand. 

3) Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter 

Zwecke fällt das Vermögen der Körperschaft an eine andere steuerbegünstigte Kör-

perschaft die die Förderung von Kunst und Kultur, im Sinne der interkulturellen Ver-

ständigung und des Erhalts kultureller Vielfalt hat. Die Entscheidung hierüber trifft die 

Mitgliederversammlung. 

§ 9 Haftung 

Für die Verbindlichkeiten des Vereins, gleichgültig aus welchem Rechtsgrund, haftet 

nur das Vereinsvermögen. Eine Haftung der Einzelmitglieder ist in jedem Fall ausge-

schlossen. 

 

Leisnig, den 26.06.2025  

 


